
Datenschutzhinweis im Zusammenhang mit dem Hinweisgeberschutzgesetz 
 
1. Name und Kontakt des Verantwortlichen 

 
Verantwortliche Stelle 

Name/Bezeichnung:  Stadt Köthen (Anhalt) 
    Haupt- und Personalamt 

vertreten durch die Oberbürgermeisterin Christina 
Buchheim 

Straße, Haus-Nr.: Marktstraße 1-3 
PLZ, Ort:   06366 Köthen (Anhalt) 
Telefon:   03496 425-428 
E-Mail:   stadtverwaltung@koethen-stadt.de 
Internet:   http://www.koethen-anhalt.de 

 

Datenschutzbeauftragte(r) 
Name:   Frau Mandy Herrmann 

     LGD Datenschutz GmbH 
Straße, Haus-Nr.: Rogätzer Straße 8 
PLZ, Ort:   39106 Magdeburg 
Telefon:   0391 5568332-2 
E-Mail:   m.herrmann@lgd-data.de 
Internet:   https://www.lgd-data.de 

 
 

2. Zweck und Rechtsgrundlage der Verarbeitung 
Ihre Daten werden auf der Grundlage des Art.6 Abs. 1 S.1 der Datenschutzgrund-
verordnung (DSGVO) in Verbindung mit § 10 Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG) in 
Verbindung mit § 67 a Kommunalverfassungsgesetz Sachsen-Anhalt und dem daran 
anschließenden – und vorgeschriebenen - Verfahren verarbeitet, soweit dies zur 
Erfüllung der rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist. 
 

3. Empfänger oder Kategorien von Empfängern 
Innerhalb der Stadtverwaltung: 
Ihre Daten werden - soweit erforderlich - innerhalb der Stadt Köthen (Anhalt) nur an die 
Stellen übermittelt, die für die Erfüllung des aufgeführten Zwecks zuständig sind. Dies ist 
insbesondere die Aufklärungskommission. Personenbezogene Daten des 
Hinweisgebers werden nur von der Meldestelle übermittelt, wenn die 
Sachverhaltsaufklärung dies erfordert. Der Hinweisgeber ist vorher zu informieren.  
Weitere Empfänger: 
Die Stadt Köthen (Anhalt) übermittelt Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung von 
gesetzlichen Pflichten - soweit erforderlich - auch an weitere Empfänger (z. B. Externe 
Meldestellen, Strafverfolgungsbehörden). 
 

4. Dauer der Speicherung 
Ihre personenbezogenen Daten werden nach der Erhebung nur so lange bei der Stadt 
Köthen (Anhalt) gespeichert, wie dies unter Beachtung der gesetzlichen 
Aufbewahrungsfristen für die Erfüllung des genannten Zwecks erforderlich ist. Die 
Aufbewahrungs- und Dokumentationspflichten ergeben sich insbesondere aus dem 
Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG). Demnach werden Dokumentationen noch 3 
Jahre nach Ablauf des Verfahrens aufbewahrt. Nach Ablauf der Aufbewahrungsfristen 
erfolgt eine Löschung. 
 

5. Betroffenheitsrechte 
Nach der Datenschutz-Grundverordnung stehen Ihnen folgende Rechte zu: 
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• Werden Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet, so haben Sie das Recht, 
Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten zu erhalten (Art. 15 
DSGVO). 

• Sollten unrichtige personenbezogene Daten verarbeitet werden, steht Ihnen ein 
Recht auf Berichtigung zu (Art. 16 DSGVO). 

• Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, so können Sie die Löschung oder 
Einschränkung der Verarbeitung verlangen sowie Widerspruch gegen die 
Verarbeitung einlegen (Art. 17, 18 und 21 DSGVO). 

• Wenn Sie in die Datenverarbeitung eingewilligt haben oder ein Vertrag zur 
Datenverarbeitung besteht und die Datenverarbeitung mithilfe automatisierter 
Verfahren durchgeführt wird, steht Ihnen gegebenenfalls ein Recht auf 
Datenübertragbarkeit zu (Art. 20 DSGVO). 

 
Sollten Sie von Ihren oben genannten Rechten Gebrauch machen, prüft die öffentliche 
Stelle, ob die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. 
 
Wenn Sie in die Datenerhebung durch den oben genannten Verantwortlichen durch eine 
entsprechende Erklärung eingewilligt haben, können Sie die Einwilligung jederzeit für die 
Zukunft widerrufen. Die Rechtmäßigkeit, der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf 
erfolgten Datenverarbeitung, wird durch diesen nicht berührt. 
 
Weiterhin besteht ein Beschwerderecht beim Landesbeauftragten für Datenschutz 
Sachsen-Anhalt, Leiterstraße 9, 39104 Magdeburg, Tel. 0391 81803-0, E-Mail: 
poststelle@lfd.sachsen-anhalt.de, Internet: www.datenschutz.sachen-anhalt.de. 
 
 

6. Pflicht zur Angabe von Daten  
Die Zurverfügungstellung ihrer Daten ist für die Bearbeitung ihrer Meldung erforderlich. 
Ohne die Möglichkeit einer Kontaktaufnahme ist die Bearbeitung des Vorgangs u.U.  
nicht möglich, sollten Rückfragen entstehen.  
 

 


